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Drei Politiker, die neben neun anderen Spitzenkandidaten für die Europawahlen
an der vom Fernsehsender France 2 am 4. April 2019 um 21.00 Uhr
ausgestrahlten Fernsehdebatte „Grand Débat“ teilnehmen wollten, hatten beim
Pariser Verwaltungsgericht ein Eilverfahren angestrengt, um per Gerichtsurteil
ihre Teilnahme zu erwirken. Es handelte sich um Benoit Hamon, Spitzenkandidat
der Partei Génération.s, François Asselineau, Spitzenkandidat der Union populaire
républicaine (Republikanische Volksunion - UPR) und Florian Philippot,
Spitzenkandidat der Partei „Les Patriotes“.

Am 1. April 2019 hatte der Richter des Pariser Verwaltungsgerichts den Anträgen
mit dem Verweis darauf stattgegeben, dass die Achtung des Pluralismus im
Lastenheft von France Télévisions verankert und im Rahmen der Empfehlung des
Conseil supérieur de l’audiovisuel (Rundfunkaufsichtsbehörde - CSA) vom 22.
November 2017 bestätigt worden sei. Laut dieser Empfehlung gelte allgemein der
Grundsatz der Gleichheit bei der Aufteilung der Redezeit zwischen politischen
Parteien und Fraktionen. Die Entscheidungen, die drei Kandidaten nicht zur
Debatte einzuladen, sei somit als „schwere und offensichtlich rechtswidrige
Verletzung der Grundfreiheit, die in der Achtung des Grundsatzes der
pluralistischen Äußerung von Gedanken- und Meinungsströmungen liege“,
anzusehen.

France Télévisions legte beim Conseil d’Etat (Staatsrat - oberstes französisches
Verwaltungsgericht) Berufung gegen die drei einstweiligen Verfügungen ein. In
seinem am Morgen der strittigen Debatte gefällten Urteil stellte der für den Erlass
einer einstweiligen Verfügung zuständige Richter des Staatsrats zunächst fest,
dass die für den audiovisuellen Sektor geltenden besonderen Wahlkampfregeln
zwar für den Zeitraum von sechs Wochen vor dem für den 26. Mai anberaumten
Wahltag gelten, jedoch noch nicht für den Zeitpunkt der betreffenden
Fernsehdebatte. Er verwies in einem weiteren Schritt darauf, dass weder das
Gesetz vom 30. September 1986 noch die Empfehlung des CSA vom 22.
November 2017 France Télévisions dazu verpflichteten, außerhalb des
Wahlkampfzeitraums eine strenge Gleichbehandlung aller politischen
Persönlichkeiten vorzunehmen. Die öffentlich-rechtliche Gruppe sei in ihrer
redaktionellen Ausrichtung frei und unabhängig und es sei ihre Aufgabe, unter
Aufsicht des CSA Sendungen zu konzipieren und auszustrahlen, die unter
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Berücksichtigung des Grundsatzes der Gleichbehandlung im pluralistischen
Ausdruck von Gedanken- und Meinungsströmungen zur demokratischen Debatte
betragen. Als für den Erlass einer einstweiligen Verfügung zuständiger Richter des
Staatsrats könne er in diesem Zusammenhang getroffene Entscheidungen nur
dann anfechten, wenn diese eine schwere und offensichtlich rechtswidrige
Verletzung einer Grundfreiheit darstellten.

Im vorliegenden Fall hatte France Télévisions zur Debatte am 4. April 2019 neun
Politiker als Vertreter politischer Bewegungen eingeladen, die die wichtigsten
Orientierungen des politischen Lebens in Frankreich zum Ausdruck bringen und
über das gesamte politische Spektrum verteilt sind. Diese Teilnehmer wurden
unter Berücksichtigung der bisherigen Wahlergebnisse, der gewählten Vertreter
des französischen Parlaments und damit verbunden des Europäischen
Parlaments, der Ergebnisse aus Meinungsumfragen und des Beitrags der
Kandidaten zur Belebung der politischen Debatte ausgewählt. Diese Kriterien
entsprechen den in der Empfehlung des CSA genannten Kriterien. Der Staatsrat
vertrat die Auffassung, die Gesellschaft France Télévisions habe nicht
schwerwiegend und offensichtlich rechtswidrig gegen den Grundsatz des
Pluralismus der Meinungsäußerung verstoßen, zumal die drei Kläger in
verschiedener Hinsicht ein politisches Publikum geltend machen könnten und als
Kandidaten für die Wahlen Zugang zu anderen politischen Debatten oder
Fernsehübertragungen haben würden. Darüber hinaus könnten die strittigen
Entscheidungen an sich nicht als Verstoß gegen die freie Wahlentscheidung oder
die Meinungsfreiheit angesehen werden. Die Verfügungen des im Eilverfahren
beauftragten Richters des Pariser Verwaltungsgerichts wurden deshalb
aufgehoben und die Anträge der drei betroffenen Parteien zurückgewiesen.

France Télévisions begrüßte die Entscheidung, die ihre redaktionelle Freiheit
bestätige und schütze. Der Sender entschied sich im Übrigen dafür, „das
politische Programm in seinem Format für zwölf Gäste beizubehalten“ und die
drei Bewerber doch noch zur Debatte zuzulassen.

Tribunal administratif de Paris, (ord. réf.), 1er avril 2019, Génération.s,
Union populaire républicaine, Les Patriotes (3 décisions) Conseil d’État
(ord. réf.), 4 avril 2019 - France Télévisions

http://www.conseil-etat.fr/Decisions-Avis-Publications/Decisions/Selection-des-
decisions-faisant-l-objet-d-une-communication-particuliere/Conseil-d-Etat-
ordonnance-du-4-avril-2019-France-Televisions

Verwaltungsgericht von Paris (einstweilige Verfügung), 1. April 2019,
Génération.s, Union populaire républicaine, Les Patriotes (3 Urteile) Staatsrat
(einstweilige Verfügung), 4. April 2019 – France Télévisions
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